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7. dankt dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, der Vorsitzenden der Kommission der Afri-
kanischen Union und dem Generaldirektor der Internationalen Atomenergie-Organisation, dass sie den Un-
terzeichnerstaaten des Vertrags gewissenhaft wirksame Unterstützung gewährt haben;

8. beschließt, den Punkt „Vertrag über die Kernwaffenfreie Zone Afrika“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer achtundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 67/27

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/404, Ziff. 7)6.

67/27. Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext der 
internationalen Sicherheit

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/70 vom 4. Dezember 1998, 54/49 vom 1. Dezember 1999,
55/28 vom 20. November 2000, 56/19 vom 29. November 2001, 57/53 vom 22. November 2002, 58/32 vom
8. Dezember 2003, 59/61 vom 3. Dezember 2004, 60/45 vom 8. Dezember 2005, 61/54 vom 6. Dezember
2006, 62/17 vom 5. Dezember 2007, 63/37 vom 2. Dezember 2008, 64/25 vom 2. Dezember 2009, 65/41 vom
8. Dezember 2010 und 66/24 vom 2. Dezember 2011,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen über die Rolle von Wissenschaft und Technologie im Kon-
text der internationalen Sicherheit, in denen sie unter anderem anerkannte, dass wissenschaftlich-technische
Neuentwicklungen sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke genutzt werden können und dass auf
zivile Anwendungsmöglichkeiten ausgerichtete wissenschaftlich-technische Fortschritte gewahrt und geför-
dert werden müssen,

in Anbetracht der erheblichen Fortschritte, die bei der Entwicklung und Anwendung der neuesten Infor-
mationstechnologien und Telekommunikationsmittel erzielt worden sind,

feststellend, dass dieser Prozess ihrer Meinung nach die größten Chancen bietet, die Entwicklung der
Zivilisation voranzubringen, die Möglichkeiten zur Zusammenarbeit zugunsten des gemeinsamen Wohls al-
ler Staaten auszuweiten, das schöpferische Potenzial der Menschheit zu steigern und die Verbreitung von In-
formationen innerhalb der Weltgemeinschaft weiter zu verbessern,

in diesem Zusammenhang an die Konzepte und Grundsätze erinnernd, die auf der vom 13. bis 15. Mai
1996 in Midrand (Südafrika) abgehaltenen Konferenz „Informationsgesellschaft und Entwicklung“ formu-
liert wurden,

eingedenk der Ergebnisse der am 30. Juli 1996 in Paris abgehaltenen Ministerkonferenz über Terroris-
mus und der von ihr abgegebenen Empfehlungen7,

sowie eingedenk der Ergebnisse des Weltgipfels über die Informationsgesellschaft, der vom 10. bis
12. Dezember 2003 in Genf (erste Phase) und vom 16. bis 18. November 2005 in Tunis (zweite Phase) abge-
halten wurde8,

6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von: Ägypten, Angola, Arabische Repu-
blik Syrien, Argentinien, Armenien, Äthiopien, Belarus, Brasilien, China, Costa Rica, Demokratische Republik Kongo, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, El Salvador, Gambia, Guatemala, Indien, Indonesien, Ka-
sachstan, Kirgisistan, Kolumbien, Kuba, Madagaskar, Mali, Myanmar, Nicaragua, Russische Föderation, Serbien, Sierra Leone,
Simbabwe, Sudan, Tadschikistan, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Usbekistan und Vietnam. 
7 Siehe A/51/261, Anlage.
8 A/C.2/59/3, Anlage, und A/60/687. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc4d.pdf
(Genfer Grundsatzerklärung) und http://www.un.org/Depts/german/conf/wsis_03_geneva_doc5d.pdf (Genfer Aktionsplan), http://
www.un.org/Depts/german/conf/wsis-05-tunis-doc7.pdf (Verpflichtungserklärung von Tunis) und http://www.un.org/Depts/
german/conf/wsis-05-tunis-doc-6rev1.pdf (Tunis-Agenda).



II. Resolutionen aufgrund der Berichte des Ersten Ausschusses

223

in Anbetracht dessen, dass die Verbreitung und der Einsatz der Informationstechnologien und -mittel
die Interessen der gesamten internationalen Gemeinschaft berühren und dass ihre größtmögliche Wirksam-
keit durch eine umfassende internationale Zusammenarbeit gefördert wird,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass diese Technologien und Mittel potenziell für Zwecke
eingesetzt werden können, die mit dem Ziel der Wahrung der internationalen Stabilität und Sicherheit unver-
einbar sind und nachteilige Auswirkungen auf die Integrität der Infrastruktur von Staaten haben können, wo-
durch die Sicherheit der Staaten im zivilen wie im militärischen Bereich beeinträchtigt wird,

die Auffassung vertretend, dass es erforderlich ist, den Einsatz von Informationsressourcen oder -tech-
nologien für verbrecherische oder terroristische Zwecke zu verhindern,

Kenntnis nehmend von dem Beitrag der Mitgliedstaaten, die dem Generalsekretär gemäß den Ziffern 1
bis 3 der Resolutionen 53/70, 54/49, 55/28, 56/19, 57/53, 58/32, 59/61, 60/45, 61/54, 62/17, 63/37, 64/25,
65/41 und 66/24 ihre Einschätzungen zu Fragen der Informationssicherheit vorgelegt haben,

Kenntnis nehmend von den Berichten des Generalsekretärs mit diesen Einschätzungen9,

unter Begrüßung der Initiative, die das Sekretariat und das Institut der Vereinten Nationen für Abrüs-
tungsforschung ergriffen hatten, um im August 1999 und im April 2008 in Genf internationale Sachverstän-
digentagungen über die Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext
der internationalen Sicherheit abzuhalten, sowie erfreut über die Ergebnisse dieser Tagungen,

die Auffassung vertretend, dass die in den Berichten des Generalsekretärs enthaltenen Einschätzungen
von Mitgliedstaaten und die internationalen Sachverständigentagungen zu einem besseren Verständnis des
Kerns der Probleme auf dem Gebiet der internationalen Informationssicherheit und der damit zusammenhän-
genden Begriffe beigetragen haben,

eingedenk dessen, dass der Generalsekretär in Erfüllung der Resolution 60/45 im Jahr 2009 auf der
Grundlage einer ausgewogenen geografischen Verteilung eine Gruppe von Regierungssachverständigen ein-
setzte, die entsprechend ihrem Auftrag bestehende und potenzielle Bedrohungen auf dem Gebiet der Infor-
mationssicherheit und mögliche kooperative Gegenmaßnahmen prüfte und eine Untersuchung der einschlä-
gigen internationalen Konzepte zur Erhöhung der Sicherheit der globalen Informations- und Telekommuni-
kationssysteme durchführte,

unter Begrüßung der wirksamen Tätigkeit der Gruppe von Regierungssachverständigen für Entwick-
lungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext der internationalen Sicherheit
sowie des entsprechenden Berichts, der vom Generalsekretär übermittelt wurde10,

Kenntnis nehmend von den in dem Bericht der Gruppe von Regierungssachverständigen enthaltenen
Einschätzungen und Empfehlungen,

1. fordert die Mitgliedstaaten auf, sich auf multilateraler Ebene weiter für die Prüfung der bestehen-
den und potenziellen Bedrohungen auf dem Gebiet der Informationssicherheit sowie für mögliche Strategien
zur Beseitigung der auf diesem Gebiet neu entstehenden Bedrohungen einzusetzen, wobei der Notwendigkeit
Rechnung zu tragen ist, den freien Informationsfluss aufrechtzuerhalten;

2. ist der Auffassung, dass es bezüglich solcher Strategien zweckdienlich sein könnte, die einschlä-
gigen internationalen Konzepte zur Erhöhung der Sicherheit der globalen Informations- und Telekommuni-
kationssysteme weiter zu prüfen;

3. bittet alle Mitgliedstaaten, unter Berücksichtigung der in dem Bericht der Gruppe von Regierungs-
sachverständigen für Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation im Kontext
der internationalen Sicherheit10 enthaltenen Einschätzungen und Empfehlungen den Generalsekretär auch
künftig über ihre Auffassungen und Einschätzungen zu den folgenden Fragen zu unterrichten:

9 A/54/213, A/55/140 und Corr.1 und Add.1, A/56/164 und Add.1, A/57/166 und Add.1, A/58/373, A/59/116 und Add.1, A/60/95
und Add.1, A/61/161 und Add.1, A/62/98 und Add.1, A/64/129 und Add.1, A/65/154, A/66/152 und Add.1 und A/67/167.
10 Siehe A/65/201.
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a) allgemeine Beurteilung der Probleme im Zusammenhang mit der Informationssicherheit;

b) auf nationaler Ebene unternommene Anstrengungen zur Erhöhung der Informationssicherheit und
zur Förderung der internationalen Zusammenarbeit auf diesem Gebiet;

c) Inhalt der in Ziffer 2 genannten Konzepte;

d) Maßnahmen, die die internationale Gemeinschaft ergreifen könnte, um die Informationssicherheit
auf globaler Ebene zu erhöhen;

4. begrüßt es, dass die Gruppe von Regierungssachverständigen ihre Tätigkeit aufgenommen hat, er-
mächtigt die Gruppe, unter Berücksichtigung der in dem genannten Bericht enthaltenen Einschätzungen und
Empfehlungen die bestehenden und potenziellen Bedrohungen auf dem Gebiet der Informationssicherheit
und mögliche kooperative Gegenmaßnahmen, darunter Normen, Regeln oder Grundsätze für verantwor-
tungsvolles Verhalten von Staaten und vertrauensbildende Maßnahmen in Bezug auf den Informationsraum,
sowie die in Ziffer 2 genannten Konzepte weiter zu untersuchen, und ersucht den Generalsekretär, der Gene-
ralversammlung auf ihrer achtundsechzigsten Tagung einen Bericht über die Ergebnisse dieser Untersuchung
vorzulegen;

5. beschließt, den Punkt „Entwicklungen auf dem Gebiet der Information und Telekommunikation
im Kontext der internationalen Sicherheit“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer achtundsechzigsten Tagung
aufzunehmen.

RESOLUTION 67/28

Verabschiedet auf der 48. Plenarsitzung am 3. Dezember 2012, ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschus-
ses (A/67/405, Ziff. 7)11.

67/28. Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 3263 (XXIX) vom 9. Dezember 1974, 3474 (XXX) vom 11. De-
zember 1975, 31/71 vom 10. Dezember 1976, 32/82 vom 12. Dezember 1977, 33/64 vom 14. Dezember
1978, 34/77 vom 11. Dezember 1979, 35/147 vom 12. Dezember 1980, 36/87 A und B vom 9. Dezember
1981, 37/75 vom 9. Dezember 1982, 38/64 vom 15. Dezember 1983, 39/54 vom 12. Dezember 1984, 40/82
vom 12. Dezember 1985, 41/48 vom 3. Dezember 1986, 42/28 vom 30. November 1987, 43/65 vom 7. De-
zember 1988, 44/108 vom 15. Dezember 1989, 45/52 vom 4. Dezember 1990, 46/30 vom 6. Dezember 1991,
47/48 vom 9. Dezember 1992, 48/71 vom 16. Dezember 1993, 49/71 vom 15. Dezember 1994, 50/66 vom
12. Dezember 1995, 51/41 vom 10. Dezember 1996, 52/34 vom 9. Dezember 1997, 53/74 vom 4. Dezember
1998, 54/51 vom 1. Dezember 1999, 55/30 vom 20. November 2000, 56/21 vom 29. November 2001, 57/55
vom 22. November 2002, 58/34 vom 8. Dezember 2003, 59/63 vom 3. Dezember 2004, 60/52 vom 8. Dezem-
ber 2005, 61/56 vom 6. Dezember 2006, 62/18 vom 5. Dezember 2007, 63/38 vom 2. Dezember 2008, 64/26
vom 2. Dezember 2009, 65/42 vom 8. Dezember 2010 und 66/25 vom 2. Dezember 2011 über die Schaffung
einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion,

sowie unter Hinweis auf die Empfehlungen betreffend die Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in
der Nahostregion entsprechend den Ziffern 60 bis 63 und insbesondere Ziffer 63 d) des Schlussdokuments
der zehnten Sondertagung der Generalversammlung12,

unter Hervorhebung der grundlegenden Bestimmungen der genannten Resolutionen, in denen alle un-
mittelbar Beteiligten aufgefordert werden, die erforderlichen praktischen und dringlichen Maßnahmen zur
Verwirklichung des Vorschlags zur Schaffung einer kernwaffenfreien Zone in der Nahostregion zu erwägen
und für die Zeit bis zur Schaffung einer solchen Zone und während deren Schaffung feierlich zu erklären,

11 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss eingebracht von Ägypten (im Namen der Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Gruppe der arabischen Staaten sind).
12 Resolution S-10/2.




